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I. 

Bevor ich zur Kleinen Anfrage vom 18. Februar 1959 
im Benehmen mit den Herren Bundesministern für 
Wirtschaft, der Finanzen, des Innern und für Ver- 
kehr Stellung nehme, seien zur Klärung der Zu- 
sammenhänge einige allgemeine Bemerkungen vor- 
angestellt. 

1. Die Entwicklung und Nutzung der Kernenergie 
wird nach Ansicht aller Sachverständigen zur 
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Industrie und zur Sicherung der Lebens- 
grundlage des gesamten Volkes in nicht allzu 
ferner Zukunft wesentlich beitragen. Dazu sind 
umfangreiche Investitionen erforderlich, denen 
die Sammlung von Erfahrungen in Versuchs- 
und Erprobungsanlagen vorausgehen muß. Um 
diese Entwicklung und die notwendigen Investi- 
tionen auf dem Atomgebiet zu beschleunigen, 
hat die Bundesregierung Förderungsmaßnahmen 
zur Errichtung von etwa 6 leistungsstarken 
Atomkraftwerken vorgesehen. Dabei wird unter- 
stellt, daß die Atomwirtschaft mit diesem be- 
grenzten Förderungsprogramm den Anschluß an 
die Wirtsdiaftlichkeit finden wird und die Ver- 
wirklichung aller weiteren Projekte der unter- 
nehmerischen Initiative überlassen bleiben 
kann. 

2. Der im Bundesgebiet bevorstehende Aufbau 
einer Atomwirtschaft wird sich nicht nur auf 
den begrenzten Kreis der Reaktorbau- und Zu- 
lieferindustrien beschränken, sondern allen Wirt- 
schaftszweigen mittelbar oder unmittelbar zu- 
gutekommen. 

3. Es ist seit geraumer Zeit das Bestreben der 
Bundesregierung, den industriearmen Gebieten 
zu helfen. Diese Bereitsdiaft hat sich u. a. beim 
Umbau der Agrarstruktur und bei der Sicherung 
der wirtschaftlichen Grundlagen des Zonenrand- 
gebietes bereits tatkräftig ausgewirkt. Es er- 
scheint jedoch fürs erste zweifelhaft, ob man 


dem Hauptstreben der industriearmen Gebiete 
nach neuen und besseren Arbeitsplätzen durch 
den Bau von Atomkraftwerken nachhaltig ge- 
recht werden kann. Für die Entwicklungsmög- 
lichkeiten industriearmer Gebiete sind in diesem 
Zusammenhang die Verkehrsverhältnisse und 
die Verfügbarkeit von Facharbeitern entschei- 
dend. Demgegenüber fällt die Abhängigkeit von 
den Stromkosten weniger ins Gewicht : denn 
diese machen im Durchschnitt der Industriebe- 
triebe in der Bundesrepublik nicht mehr als 
2,5 v. H. der Umsatzwerte aus. Nur für wenige 
Großverbraucher elektrischer Energie (strom- 
intensive Industrien) — Elektrochemie und 
-metallurgie • — können besonders billige Strom- 
preise ein wichtiger und gegebenenfalls stand- 
ortbestimmender Faktor werden, soweit auch 
eine günstige Transportlage gegeben ist. 

4. Künftige Standorte der Atomkraftwerke hängen 
von einer Vielzahl von Faktoren ab, wie vor 
allem von den Transportkosten der herkömm- 
lichen Brennstoffe, den Stromtransportkosten, 
der Nähe von Verbrauchsschwerpunkten, den 
Kühlwasserverhältnissen und Sicherheitserwä- 
gungen. Auf Grund dieser Faktoren bestimmen 
die Energieversorgungsunternehmen vorbehalt- 
lich der erforderlichen behördlichen Genehmi- 
gungen in eigener Verantwortung die Stand- 
orte der Atomkraftwerke. Nach dem derzeitigen 
Stand der Entwicklung betragen die Investi- 
tionskosten von Atomkraftwerken das Zwei- 
bis Dreifache der Kosten eines Kohlenkraft- 
werkes. Um baldmöglichst die Wirtschaftlich- 
keitszone zu erreichen, müssen Atomkraftwerke 
Leistungen von mindestens 100 MW je Anlage 
aufweisen und mit hoher Benutzungsdauer be- 
trieben werden. Aus Gründen der Reserve- 
haltung müssen sie ferner über leistungsfähige 
Höchstspannungsleitungen an das Verbundnetz 
angeschlossen sein. Dieser Verbund ist — 
allerdings unter entsprechender Benachteiligung 
anderer Kraftwerke — die Voraussetzung der 
hohen Benutzungsdauer. 
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In der Bundesrepublik wird für einige Jahre 
Atomstrom noch teurer sein als Strom aus her- 
kömmlichen Kraftwerken, Seine Kosten werden 
jedoch mit den Fortschritten auf dem Gebiet 
der Kerntechnik weiter sinken. Daher werden 
die Atomkraftwerke am ehesten in Gebieten 
wirtschaftlich sein, in denen Strom aus her- 
kömmlichen Kraftwerken mit erheblichen Frach- 
ten für den Primärenenergieträger belastet 
ist. Alles in allem kommen daher für Atom- 
kraftwerke in erster Linie zunächst Standorte 
in energiewirtschaftlich günstiger Lage zu Ver- 
brauchsschwerpunkten in revierfernen Gebieten 
in Frage. Von einem beliebigen Standort aus 
und ohne Berücksichtigung energiewirtschaft- 
licher Erfordernisse könnten sie ihre Aufgabe 
kaum erfüllen. 

5. Von der Inbetriebnahme der Atomkraftwerke 
ist fürs erste kaum ein wesentlicher Anstoß 
zur Senkung der Strompreise zu erwarten. 
Die Ersparnis an Transportkosten gegenüber 
revierfernen Dampfkraftwerken auf Kohlebasis 
dürfte zunächst aufgezehrt werden durch die 
höheren Erzeugungskosten der Atomkraftwerke. 
Wenn mit fortschreitender technischer Entwick- 
lung der Atomstrom billiger wird, dürfte sich 
das zwar für in der Nähe des Atomkraftwerks 
liegende stromintensive Betriebe auswirken, 
sich aber kaum in einer Senkung der allge- 
meinen Strompreise zugunsten der vorwiegend 
aus dem Atomkraftwerk versorgten Abnehmer 
widerspiegeln. Ein etwaiger Kostenvorteil 
würde vielmehr allen in dem betreffenden 
Versorgungsgebiet liegenden Abnehmern, und 
daher in relativ geringfügigen Nachlässen, zu- 
gute kommen; denn die Abnehmerpreise würden 
nach wie vor auf der Grundlage der Durch- 
schnittskosten aller für die Versorgung dieses 
Gebietes in Frage kommenden Kraftwerke be- 
rechnet werden. Hierbei ist noch zu berück- 
sichtigen, daß die Kosten für die Fortleitung 
und Verteilung des Stroms vielfach einen 
höheren Einfluß auf die Strompreise haben als 
die reinen Erzeugungskosten. 

II. 

Zu den einzelnen Fragen ist folgendes zu bemerken; 

Frage 1 

Welche Vorkehrungen will die Bundesregierung 
treffen, um sicherzustellen, daß beim Aufbau der 
ersten Atomkraftwerke zur Stromerzeugung in der 
Bundesrepublik die damit gegebenen Chancen einer 
Entwicklung von industriearmen Gebieten genutzt 
werden ? 

Antwort 

Die Bundesregierung glaubt nicht, daß den industrie- 
armen Gebieten durch eine Beeinflussung der 


räumlichen Verteilung der ersten Atomkraftwerke 
wirksam und nachhaltig geholfen werden kann. 
Eine Verbilligung des Strompreises ist durch den 
Einsatz der ersten Atomkraftwerke nicht zu er- 
warten. Selbst unter Anrechnung der in Aussicht 
gestellten staatlichen Starthilfen werden die Strom- 
kosten dieser vor allem Versuchs- und Erprobungs- 
zwecken dienenden Atomkraftwerke bestenfalls 
denen herkömmlicher Werke gleichkommen. Auch 
durch die eigentlichen Bauarbeiten ist eine nach- 
haltige Verbesserung der Wirtschaftsstruktur in den 
Standorträumen ebensowenig zu erwarten wie durch 
den künftigen Betrieb der Kernkraftwerke mit 
ihren relativ kleinen Belegschaften. 

Frage 2 

Ist die Bundesregierung bereit, für künftige Kern- 
kraftwerke finanzielle Starthilfen nur dann zu ge- 
währen, wenn diese Anlagen unter Beachtung 
raumordnender Gesichtspunkte nicht in die indu- 
striellen Ballungsräume gelegt werden, sondern 
wenn sie die Wirtschafts- und Finanzstruktur in- 
dustriearmer Gebiete verbessern? 

Antwort 

Das Förderungsprogramm der Bundesregierung ist 
auf etwa 6 Atomkraftwerke begrenzt. Für spätere 
Projekte ist keine staatliche Hilfe vorgesehen, 
weil anzunehmen ist, daß Atomkraftwerke nach 
Durdiführung der Regierungsmaßnahmen volle 
Wirtschaftlichkeit erlangt haben werden und ihre 
weitere Verwendung der Initiative der Energie- 
versorgungsunternehmen überlassen werden kann. 
Sollte trotzdem in Einzelfällen eine irgendwie ge- 
artete Hilfe des Bundes erforderlich sein und mit 
der Errichtung solcher Atomkraftwerke infolge 
heute noch nicht voraussehbarer technischer Ent- 
wicklungen zugleich eine spürbare Verbesserung 
der Wirtschaftsstruktur industriearmer Gebiete er- 
reichbar sein, wird sich die Bundesregierung be- 
mühen, die sich daraus ergebenden Einwirkungs- 
möglichkeiten zugunsten industriearmer Gebiete 
insoweit auszuschöpfen, als dies betriebwirtschaft- 
lich vertretbar erscheint. 

Frage 3 

Wurden von der Bundesregierung bisher schon 
Untersuchungen darüber angestellt, wo Gebiete mit 
relativ hohem Strompreisniveau anzutreffen sind, 
in denen durch den Einsatz von Kernkraftwerken 
eine Verbesserung der industriellen Standortbedin- 
gungen möglich ist? 

Antwort 

Die regionalen Unterschiede der Strompreise in 
der Bundesrepublik und das Zusammenspiel der 
verschiedenartigen Erzeugungs-, Verteilungs- und 
Bedarfsfaktoren sind der Bundesregierung im Rahmen 
der Energieaufsicht seit langem bekannt. Nach den 
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für die Standortwahl der Atomreaktoren maßgeben- 
den Gesichtspunkten kann damit gerechnet werden, 
daß in einzelnen Gebieten, in denen relativ hohe 
Strompreise ursächlich von hohen Transportkosten 
der Brennstoffe abhängen, Atomkraftwerke mit der 
Zeit an die Stelle frachtungünstiger Dampfkraft- 
werke treten. Eine Prognose über die zu erwartende 
Preisentwicklung in den betreffenden Versorgungs- 
gebieten ist wegen der Unbestimmtheit der einzel- 
nen Preisdaten zur Zeit jedoch kaum möglich. 

Frage 4 

Ist die Bundesregierung in der Lage, den Reaktor- 
betreibern konkrete Standorte für Atomkraftwerke 
vorzuschlagen, die einzel- und auch volkswirtschaft- 
lich gleichermaßen zweckmäßig sind? 

Antwort 

Atomkraftwerke werden in der Bundesrepublik von 
den Energieversorgungsunternehmen in eigener 


Verantwortung gebaut und betrieben. Von diesen 
wird auch der Standort der Kraftwerke im Hinblick 
auf deren bestmögliche Eingliederung in das Netz 
der Verbundwirtschaft gewählt werden. Die Bun- 
desregierung geht in Fortsetzung ihrer bisherigen 
freiheitlichen Wirtschaftspolitik davon aus, daß der 
Markt selbst die beste Gewähr für eine einzel- 
und auch volkswirtschaftlich „richtige" Standortwahl 
sein wird, wobei selbstverständlich den übergeord- 
neten Gesichtspunkten der Energie-Aufsicht, der 
Raumordnung und des Sicherheitsbedürfnisses ge- 
bührend Rechnung getragen wird. Im übrigen wird 
sich auch der Interministerielle Ausschuß für 
Raumordnung (IMARO) zu gegebener Zeit mit 
den allgemeinen Fragen der Standorte für Atom- 
kraftwerke befassen. 


Balke 
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